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gesellschaftlicher Reformen scheut. Bes-
ser als die Wähler mit Reformvorhaben
zu verschrecken ist es, auf „Veto-Grup-
pen“, die angeblich den (technischen)
Fortschritt blockieren, einzudreschen.

Wenige Tage vor der Niedersachsen-
wahl veröffentlichten Oskar Lafontaine
und Gerhard Schröder gemeinsam ein
Buch: „Innovationen für Deutschland“.1

Und wenige Tage nach Schröders Sieg
in Niedersachsen legten die beiden das
ebenfalls gemeinsam geschriebene
SPD-Regierungsprogramm vor: „Arbeit,
Innovation und Gerechtigkeit“.2

Das erste, was zu verändern wäre, ist
offenbar das Bewußtsein. Das erkannte
nicht nur die sächsisch-bayerische Zu-
kunftskommission, sondern ist auch die
Überzeugung der beiden maßgeblichen
Herren in der Sozialdemokratie: „Wir
wollen die großen Chancen der neuen
Technologien nutzen. Dazu brauchen
wir in unserer Gesellschaft eine neue
Aufgeschlossenheit für Innovation und
technologischen Fortschritt,“ schreiben
sie in ihrem Regierungsprogramm. Eine
neue Aufgeschlossenheit? Wie damals,
die alte – vor Hiroshima, vor dem Ozon-
loch, vor Harrisburg und Tschernobyl?

Es ist nicht nur von technischen Inno-
vationen die Rede. Aber den Schwung
bezieht man aus diesen hier sogenann-
ten wirtschaftlichen Innovationen – Re-
form der Wirtschaft, darunter hatte die
SPD einst anderes verstanden. Heute
geht es um die Erschließung neuer
Märkte und die Verteidigung alter
Marktanteile. Dafür will Gerhard Schrö-
der nach dem 27. September „sofort nach
der Regierungsübernahme“ mit Ge-
werkschaften und Unternehmen „ein
Bündnis für Arbeit, Innovation und Ge-
rechtigkeit schmieden“.

„Die Zukunft des Standorts Deutsch-
land hängt maßgeblich von der Lei-
stungsfähigkeit und Kreativität der For-
schung ab, ebenso von den Bedingun-

stig an eine der beiden großen Parteien
binden könnte.

Was eigentlich politische Urteilskraft
ausmache, hat Isaiah Berlin gefragt:
„Ein Gefühl für das, was ‚geht’ und was
‚nicht geht’?“13 Bestimmt. Eine sozialde-
mokratisch geführte Bundesregierung
wird davon eine ganze Menge brau-
chen. Sonst kehrt die „Neue Mitte“
zurück an ihren alten Platz.

Tobias Dürr

Erneuerung oder 
Innovation

Gestern Reformstau, morgen Innova-
tion. Mit dieser Megabotschaft ziehen
die Parteien heute in den Wahlkampf.
Wenn es eine Neue Mitte gibt, wo sich
alles drängt, hier ist sie. Ein Konsens
macht sich breit. Der Bundespräsident
hat ihn gestiftet. Gestern wollte niemand
am Reformstau schuld sein – heute sind
alle für Innovation. Das gilt auch für die
jeweilige Klientel. Aber nur im allgemei-
nen, wohlgemerkt. In den konkreten
Anwendungsfällen gibt es reichlich Dis-
sens darüber, was als Reform oder Inno-
vation akzeptabel sei – wenn es einen
selbst trifft. Ausgenommen: technische
Innovationen.

Hier unterscheiden sich die beiden
Volksparteien kaum. Nach Studium der
Programme und Manifeste drängt sich
der Verdacht auf, bei den Themen, wo es
offenbar mit dem politischen Gegner
wenig Dissens gibt, werde ersatzweise
der Streit angezettelt, den man in Fragen
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weitung des Dienstleistungssektors und
die Erneuerung des Bildungswesens. Es
gehe darum, den Wandel zu einer unter-
nehmerischen Dienstleistungs- und Wis-
sensgesellschaft zu beschleunigen, um
die durch Arbeitslosigkeit und schwin-
dende Verfügungsmacht des Staates in
die Krise geratene Industriegesellschaft
abzulösen.

So unausweichlich eine fortschreiten-
de Informatisierung der Gesellschaft, so
erstrebenswert neue, bessere und ratio-
neller gefertigte Produkte made in Ger-
many auch sein mögen: Löst das die so-
zialen Probleme? Die Rezepturen kolli-
dieren an mehreren Punkten mit der
Realität:

- Makroökonomische und ökologi-
sche Grenzen: Eine erweiterte Waren-
produktion stößt, gleichgültig, ob sie Ge-
genständliches oder Dienstleistungen
hervorbringt, rasch an die Grenzen einer
schwindenden Massenkaufkraft. Daß
mehr Warenproduktion dank ihrer Um-
welteffekte in der Summe nicht unbe-
dingt mehr Wertproduktion, sondern
auch Wertvernichtung bedeuten kann,
wäre zu bedenken. Eine noch weiter ge-
steigerte Konkurrenzfähigkeit deutscher
Produkte und in der Folge ein wachsen-
der Export können die vorhandenen
weltwirtschaftlichen Ungleichgewichte
nur verschärfen und die D-Mark bzw.
den Euro unter Aufwertungsdruck set-
zen. Auch innerhalb der EU wird ein sol-
cher Kurs nur die Gegensätze vertiefen
und einen ruinösen Deflationswettlauf
initiieren, der die Binnennachfrage kol-
labieren läßt und den Aufwertungs-
druck auf den Euro verstärkt.

- Fragwürdige Zukunftsträchtigkeit:
Während die Gentechnik bisher weder
wirtschaftlich noch technisch große Er-
folge vorweisen kann – viele Venture
Capitalists haben von ihrem Geld bis-
her nichts gesehen – und international
mit schwindender Akzeptanz kämpft,
war das Wachstum der IuK-Indutrie in
den letzten Jahren beeindruckend. Die
Umsätze, Gewinne und Aktienkurse
vieler, allerdings nicht aller Unterneh-
men dieser Branche explodierten. Es ist

gen, die heute für Entwicklung und Ein-
führung neuer Produkte bestehen, aber
auch von einem für Neuerungen offenen
Klima in der Gesellschaft. ... Forschung
und Entwicklung in der Wirtschaft müs-
sen verstärkt, die Forschungsförderung
des Staates noch effizienter eingesetzt
und schrittweise ausgebaut werden. Die
Zusammenarbeit und der Wissenstrans-
fer zwischen Wissenschaft und Wirt-
schaft ist zu intensivieren und zielgenau-
er auf Anwendungen hin auszugestal-
ten.“ Wörtlich steht das in der Vereinba-
rung des amtierenden Bundeskanzlers
mit Vertretern von Wirtschaftsverbän-
den und Gewerkschaften vom 23. Janu-
ar 1996, betitelt. „Bündnis für Arbeit und
zur Standortsicherung“. Sinngemäß
fand die Botschaft jenes Bündnissses zu
100% Eingang ins SPD-Wahlprogramm.

Versetzt der Fortschrittsglaube 
Berge?

Alle Vorschläge zielen darauf, die Pro-
duktion von Waren auszudehnen und ef-
fizienter zu machen, dabei jedoch die
Arbeits- und Transfereinkommen zu
senken und zu differenzieren. Eine Mi-
schung aus Produkt- und Verfahrensin-
novationen, Liberalisierung und Privati-
sierung sowie eine Reform des Bildungs-
wesens sollen den Standort fit machen.
Unterschiede gibt es, wenn überhaupt,
nur in der Betonung der einzelnen Kom-
ponenten. Die SPD verspricht, den For-
schungsetat des Bundes glatt zu verdop-
peln, innovative Klein- und Mittelbetrie-
be sollen gezielt gefördert werden. Die
CDU hat auch auf diesem Feld schon so-
viel versprochen.

Gemeinsam ist den Vorschlägen das
Vertrauen in sogenannte Zukunftstech-
nologien: Computer, Software, Telekom-
munikation, Multimedia und Gentech-
nik, das seien die Bereiche, in denen
neue Produkte zu erwarten seien und
aus denen Verfahrensinnovationen kä-
men. Die Informations- und Kommuni-
kations-(IuK)-Techniken ermöglichten
den schlanken Staat ebenso wie die Aus-
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durch nationale Kraftanstrengung zu
emulieren, um auch noch ein Stück von
einem schon verteilten Kuchen abzube-
kommen, sind teuer, meist zum Schei-
tern verurteilt und tragen wenig zur Ent-
wicklung einer kohärenten Technolo-
giebasis bei. Stattdessen wären vorhan-
dene Kompetenzen auszubauen und
durch anschußfähige Entwicklungen zu
ergänzen. Einige Beispiele: Eine Tech-
nologiepolitik, die Milliarden für Re-
nommierprojekte verschwendet, jedoch
hinnimmt, daß es im Land der Maschi-
nen- und Anlagenbauer keinen CAD/
CAM-Entwickler mehr gibt, verdient
diesen Namen nicht. Eine notwendige
Ergänzung der am Individualverkehr
orientierten Verkehrstelematik, in der
deutsche Forschungseinrichtungen und
Unternehmen eine führende Position
einnehmen, wäre die umfassende tele-
matische Unterstützung des öffentlichen
Verkehrs.

- Übersehene Infrastruktur- und Re-
gulationsaufgaben: Mit der Begeiste-
rung für die IuK-Technik geht meist
auch die Erwartung einher, daß Digitali-
sierung und liberalisierte Märkte die
Versorgung mit entsprechender Infra-
struktur von selbst leisten werden. Nicht
unwahrscheinlich ist jedoch, daß diese
Prozesse in verschärfter räumlicher Pola-
risierung und wachsender Verwundbar-
keit kritischer Infrastrukturen resultie-
ren. Eine einseitig auf Technologie- und
Marktförderung ausgerichtete Politik
ignoriert wesentliche staatliche Aufga-
ben wie die Weiterentwicklung der Uni-
versaldienste und die Sicherstellung es-
sentieller Infrastruktur.

Vorurteile, Erfahrungen, 
Lernprozesse

Programme zur Förderung der IuK-
Technik haben eine Geschichte, die
nicht nur Erfolge kennt. Markante Fehl-
schläge waren etwa die teuren Versu-
che, eine Rolle auf dem Weltmarkt für
Großrechner und Speicherchips zu spie-
len, sowie die einseitig am Medienkon-

jedoch offen, ob das bisherige Wachs-
tum sich fortsetzen wird. Möglicherwei-
se hat diese Industrie ihre besten Zeiten
schon hinter sich. Die hohen Kurse 
der börsennotierten IuK-Unternehmen
spiegeln in erster Linie Erwartungen 
– und einen Überschuß an nicht ver-
wertbarem Kapital.

- Die Illusion vom Auf- und Einholen:
Noch fragwürdiger ist, ob es möglich
sein wird, durch ein „Es werde Licht!“
die deutschen Möchtegern-Mitspieler in
den betreffenden Märkten zu befähigen,
innerhalb kurzer Zeit konkurrenzfähige
Produkte zu entwickeln und auch abzu-
setzen. Die technische Kultur eines Lan-
des läßt willkürliche Sprünge nur in be-
grenztem Umfang zu. Eine vorausschau-
ende Forschungspolitik hätte es in der
Vergangenheit z. B. erlaubt, die Soft-
wareindustrie zu stärken, die Vorzüge
des Internet früher zu nutzen sowie eine
gewisse Rolle in seiner technischen Ent-
wicklung zu spielen. Die Führungsrolle
der USA in der Informationstechnik wä-
re dadurch jedoch nicht anzufechten ge-
wesen. Die basierte auf einer Jahrzehnte
währenden üppigen Förderung vor al-
lem durch die National Security Agency
(den für Nachrichten- und Informations-
technik zuständige Geheimdienst) und
das Verteidigungsministerium sowie ei-
ner daran gewachsenen Forschungs-
und Industriekultur. Die Träume unserer
Standorterneuerer, par ordre du mufti
und ein paar Millionen damit gleichzu-
ziehen – die besten Mikroprozessoren
aus Deutschland3 etc. –, sind größen-
wahnsinnig und können nur in einem
Fiasko enden. In Wahrheit fehlt ihnen
der Respekt vor wissenschaftlichen und
technologischen Leistungen – sonst wür-
den sie nicht glauben, solche mit einem
kräftigen „Hauruck“ anordnen zu kön-
nen. Eine rein nationale Sicht wird den
Problemen ohnehin nicht gerecht, da
komplexe Technologie internationale
Kooperation verlangt. Versuche, anders-
wo Vorhandenes, anstatt es zu kaufen
bzw. mit den Herstellern zu kooperieren,
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mit Apple, Microsoft oder Sun Ver-
gleichbares hätte entstehen können, de-
monstrieren nur, daß sie die Geschichte
nicht kennen. Die Münchner PCS baute
Mitte der 80er Workstations, die den
Vergleich mit denen von Sun nicht zu
scheuen brauchten. Eine Gruppe in der
Bund und Land NRW gemeinsam
gehörenden Gesellschaft für Mathema-
tik und Datenverarbeitung (GMD) hatte
Anfang der 80er ein Betriebssystem ent-
wickelt, das dem amerikanischen Unix 
– um von den Microsoft-Produkten ganz
zu schweigen – überlegen war. Es schei-
terte jedoch schon, bevor es auch nur
Gelegenheit hatte, sich dem Vorurteil
gegen Nichtamerikanisches auszuset-
zen, weil es nicht schnell genug in ak-
zeptabler Qualität für die wichtigsten
Prozessortypen verfügbar war.

Je professioneller Beschaffungsent-
scheidungen getroffen werden und je
stärker dabei das Gewicht von Sachfra-
gen ist, desto größer die Chancen für
nichtamerikanische Anbieter, sofern sie
konkurrenzfähige Produkte haben. Das
macht z. B. die Erfolgsgeschichte von
SAP aus, die durch eine vorausschauen-
de Produktpolitik eine kaum angefoch-
tene Position einnehmen konnte. Wäh-
rend Universalrechner von Siemens sich
auf dem Weltmarkt schwer taten, erziel-
ten Produkte für die Automatisierungs-
technik aus diesem Haus eine starke
Stellung, die sie heute noch innehaben.
Generell gilt: Dort, wo Computer- und
Softwaretechnik sich an Kompetenzen
in Anwendungsgebieten anschließen
können, spielen durchaus auch deutsche
Hersteller eine Rolle: in der Automatisie-
rungs- und Energietechnik, im Fahr-
zeugbau, etc. Daß es sich dabei um aus-
laufende Technik handle, überzeugt
nicht so richtig: Mit Computern allein
wird auch in Zukunft keine Volkswirt-
schaft auskommen.

Der Eindruck, daß Deutschland kein
Softwareproduzent sei, entsteht nur aus
der Perspektive der Endkonsumenten.
Daß z. B. Siemens mehr Softwareent-
wickler als Microsoft beschäftigt, mußte
auch Bill Gates kürzlich feststellen. Die

sum ausgerichteten Pilotprojekte zur
Breitbandvernetzung. Ein Markt für
deutsche Großrechner entstand in den
70er und 80er Jahren nur, weil Regierun-
gen Behörden und – gegen deren Wider-
stand – auch Rechenzentren zur Be-
schaffung solchen Geräts nötigten. Ge-
meinsames Element vieler gescheiterter
Projekte war die unzeitgemäße, in der
ersten Hälfte dieses Jahrhunderts wur-
zelnde Leitvorstellung technologischer
Autarkie.

Noch signifikanter als die Projekte
sind die Nichtprojekte deutscher For-
schungsförderung: Ihre Ignoranz traf z. B.
die Internet-Protokolle, Arbeitsplatzrech-
ner sowie die Themen Software und Soft-
wareengineering. Noch an der Schwelle
der 90er Jahre handelten Hochschulinsti-
tute, die Unix-Rechner mittels der darauf
verfügbaren Internet-Software vernetz-
ten, gegen die Empfehlungen des zu-
ständigen Bundesministeriums.

Das und noch mehr – etwa Milliarden
für die fehlgeschlagene Entwicklung
exotischer Kernreaktoren – fand und fin-
det unter der Verantwortung der Partei-
en statt, die sich nun gebärden, als ob sie
die Zukunft als solche erfunden hätten.
Haben sie dazu gelernt? Zweifel an ihrer
Fähigkeit, entscheidende technische
Entwicklungen zu identifizieren, sind
angebracht. Nichts gegen die Ankündi-
gung, den Forschungsetat zu verdop-
peln – als Signal und als Form symbo-
lischer Politik. Nur lehrt die Erfahrung,
daß staatliche Subventionen, speziell
des Bundesforschungsministeriums und
gerade auch im Bereich der Informa-
tionstechnik, nicht die Entwicklung er-
folgreicher innovativer Produkte und
Verfahren begünstigt haben.

Ein verbreitetes Vorurteil will es, daß
Computer und Software aus den USA
oder noch besser: aus Kalifornien stam-
men müssen. Wer derartiges auf dem
Weltmarkt loswerden möchte, tut gut
daran, im Silicon Valley wenigsten ei-
nen Briefkasten zu installieren und
überhaupt so zu tun, als ob sein Unter-
nehmen dorther stamme. Die heute dar-
über jammern, daß hierzulande nichts
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Das muß nicht auf einen ursächlichen
Zusammenhang hindeuten, doch eine
Aufforderung zur Vorsicht ist darin
schon zu sehen.4

Die schnelle technologische Obsoles-
zenz von informations- und zunehmend
auch kommunikationstechnischen Ein-
richtungen läßt den Aufbau eines soliden
Kapitalstocks nicht zu. Ein großer Teil der
IuK-Investitionen dient nur dem Ersatz
von veralteten Anlagen. Schon deshalb
ist IuK-Technik, in deren Geräten ein ho-
her Material- und Energieeinsatz steckt,
nicht unbedingt umweltfreundlich. Der
rasche Modell- und Releasewechsel stellt
tatsächlich eine Form von Wertvernich-
tung dar, zumal die Nutzer dabei selten in
den Genuß echter Fortschritte kommen.
Langjährigen Anwendern drängt sich
eher das Bild rasenden Stillstands auf.

Die bayerisch-sächsische Zukunfts-
kommision redet davon, daß die Produk-
tivität von Wissen und Kapital zugenom-
men habe und diese dadurch die Bedeu-
tung der Arbeit fortschreitend schwä-
chen würden, doch bleibt sie dafür den
Beweis schuldig.5 Der ist auch nicht zu
erbringen. Ein Maß für Wissen, das die
Rede von dessen wachsender Produkti-
vität wenigstens methodisch legitimier-
te, existiert nicht. Gerade im Dienstlei-
stungsbereich hat mit der Informatisie-
rung die Kapitalproduktivität eher ab-
als zugenommen. Jeder Architekt, Inge-
nieur oder Rechtsanwalt sieht das, wenn
er seine heutige Bilanz mit der von vor
zehn oder fünfzehn Jahren vergleicht:
Früher konnte man als angehender Ar-
chitekt mit Zeichentisch, Reißschiene,
Stiften und einer gebrauchten Schreib-
maschine den Schritt in die Selbständig-
keit wagen. Heute muß ein Existenz-
gründer erstmal 50 000 DM für eine
Computerausrüstung hinblättern, die in
wenigen Jahren als Schrott gilt, aber bis
dahin noch teure Wartung verlangt, Zeit
und Geld in Schulungen investieren…

Welt der Software und der Computer be-
steht aus mehr als den Desktopsyste-
men, Webbrowsern und Textverarbei-
tungsprogrammen, die die Erfahrungs-
welt von Politikern und Journalisten er-
reichen. Die Meinung, man bräuchte nur
auf Software und Computer umzusat-
teln, um die Zukunft zu erobern, verfehlt
die Realität und die Möglichkeiten von
Industrie und Wissenschaft hierzulande
in mehrfacher Weise: Die für Endkonsu-
menten sichtbaren Bereiche, in denen
sich ohnehin hauptsächlich trivialisierte
Technologie findet, machen nur einen
Teil der IuK-Technik aus, der die Domä-
nen deutscher Unternehmen und For-
schungseinrichtungen kaum berührt.
Anschlußfähige Entwicklungen sind je-
doch nicht überall möglich.

Permanentes Wachstum oder 
permanente Wertvernichtung

So sinnvoll technische Fortschritte dort
wie auch in anderen Bereichen sein mö-
gen: Der Beitrag, den IuK-Technik zum
wirtschaftlichen Wachtum zu leisten ver-
mag, bleibt begrenzt. Davon die Beseiti-
gung der Arbeitslosigkeit zu erwarten,
ist illusionär. Selbst im Computerland
USA beschäftigt die einschlägige Indu-
strie relativ wenige Menschen (etwas
über eine Million), und viele Unterneh-
men entlassen gerade.

Den positiven Auswirkungen von Da-
tenverarbeitung auf die Gesamtwirt-
schaft sind Grenzen gesetzt: Generell ist
zwischen Computereinsatz einerseits
und Wachstum bzw. Produktivitätsfort-
schritt der Volkswirtschaften sowie Pro-
fitabilität der Unternehmen andererseits
in den letzten Jahrzehnten kein starker
Zusammenhang nachweisbar. Seit in
den 70ern die Mikroelektronik anfing,
alle Lebens- und Arbeitsbereiche zu
durchdringen, schrumpften vielmehr in
allen entwickelten Volkswirtschaften
die Raten des Wirtschaftswachstums
und des Fortschritts der Arbeitsprodukti-
vität um ca. die Hälfte, während die Ka-
pitalproduktivität zeitweise sogar sank.
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Dienstleistungsgesellschaft mal ernst
nehmen –, und daß die technische Inno-
vation sich ökologisch negativ auswirkt,
wenn gesteigerter Verbrauch – das Drei-
Liter-Auto als typischer Drittwagen – die
technisch ermöglichte Einsparung über-
kompensiert, davon will man nichts wis-
sen. Darum geht es gar nicht, sondern
um Markteroberung, um „wettbewerbs-
fähige und ökologisch verträgliche Ver-
fahren und Produkte“, in dieser Reihen-
folge. Und deshalb ist auch nur von der
„Effizienzrevolution … durch Einsatz
neuer Technologien“ die Rede, aber
nicht davon, wie die Menschen mit we-
niger (Energie, Autos usw.) besser leben
könnten.

„In den Forschungslabors entstehen
die Arbeitsplätze von morgen.“, so steht
es in der Koalitionsvereinbarung der am-
tierenden Bundesregierung. Und so ar-
gumentiert auch Gerhard Schröder:
„Die Hälfte aller wichtigen Innovationen
bis zum Jahr 2020 werden in der chemi-
schen Industrie erwartet. Da müssen wir
dabeisein und mithalten.“7 Vielleicht
entsteht dort die Arbeit von morgen,
vielleicht auch die Natur- und Men-
schenzerstörung von (über)morgen. Je-
denfalls ist es nicht die inhärente Aufga-
be der Labors, Arbeitsplätze zu schaffen,
sondern Produkte zu entwickeln. Wie
sinnvoll oder unsinnig die sind, ist nicht
allein an deren Marktchancen zu mes-
sen. Deshalb ist dieses markt- und tech-
nologiefixierte Innovationsdenken mit-
nichten innovativ, sondern rückständig,
weicht dem tatsächlichen Reformbedarf
aus und führt zur permanenten Flucht
nach vorne. Der damit verbundene Be-
griff von Moderne ist anti-aufklärerisch,
reaktionär: „Wir brauchen Wissenschaft-
ler nicht als Gutachter für die Veto-
Gruppen, sondern als Motoren der Mo-
derne.“8 Was dem Amtsinhaber die „no-
torischen Angstmacher“9, sind dem Wi-
dersacher die „Technikskeptizisten“,
die wir uns nicht mehr leisten könnten.

Nicht zuletzt war der Übergang zur fle-
xiblen Fertigung – also einer intensiver-
en Nutzung des Faktors Arbeit – eine Re-
aktion auf die sinkende Kapitalprodukti-
vität bei hoher Automatisierung. Die in-
dustriellen Produktivitätsfortschritte der
letzten Jahre resultierten überwiegend
aus der Verdichtung von Arbeit: daraus,
daß man die letzten überflüssigen Bewe-
gungen aus dem Produktionsprozeß eli-
minierte.

Schließlich belasten die mit dem
näherrückenden Jahr 2000 in der Daten-
verarbeitung verbundenen Umstel-
lungsprobleme die volkswirtschaftliche
Bilanz der IuK-Technik.6 Die Reparatur
der betroffenen Programme frißt die
Budgets der Anwender auf und bindet
Fachkräfte. Noch kaum zu schätzen sind
die Schäden, die nicht rechtzeitig umge-
stellte Systeme anrichten werden. Die
IuK-Technik, in der manche das Kapital
der Zukunft sehen, könnte sich als
schwere Hypothek erweisen.

Marktfixierte Flucht nach vorne

Ohne Zweifel brauchen wir Innovatio-
nen, auch technische. Die Frage ist nur,
welche Lösungen für welche Probleme
man davon erwartet. Wer den Abschnitt
zur Ökologie im SPD-Regierungspro-
gramm liest, muß die schlimmsten Be-
fürchtungen hegen. Die freiwillige
Selbstbeschränkung wird als Neues
Denken verkauft: „Energie- und res-
sourcensparende und die Natur scho-
nende Technologien sind ein Schlüssel
für Wohlstand und Wettbewerbsfähig-
keit.  …Wir wollen die Brücke ins Solar-
zeitalter bauen. Wir wollen, daß die
deutsche Autoindustrie mit Drei-Liter-
Autos die Zukunftsmärkte erobert.“ Daß
die Entwicklung neuer Modelle von En-
ergie- oder Mobilberatung innovativer
sein könnte als den konventionellen
technischen Fortschritt zu forcieren 
– man müßte das eigene Gerede von der
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Gesundheitssystem aufgebaut. Im Juli
1990 hat sich Kosovo von Serbien unab-
hängig erklärt, im September 1991
stimmte die albanische Bevölkerungs-
mehrheit in einem Referendum für den
„souveränen und unabhängigen Staat
Kosovo“. 1992 führten die Kosovaren,
weitgehend unbehelligt von den serbi-
schen Behörden, Wahlen durch und be-
stimmten den Schriftsteller Ibrahim Ru-
gova zum Präsidenten. Trotz der ge-
spannten Lage soll am 22. März 1998 ein
neuerlicher Urnengang stattfinden.

Den Kern des Kosovo-Problems bildet
der Streit um den politischen Status der
Provinz. Die Kosovaren wollen die Un-
abhängigkeit, während Belgrad das Ge-
biet als integralen Bestandteil Serbiens
und somit als „innere Angelegenheit“
betrachtet. Dahinter jedoch stehen so-
zioökonomische, demographische und
kulturelle Konflikte. Kosovo galt schon
in kommunistischer Zeit als Armenhaus
Jugoslawiens, mit den niedrigsten
Durchschnittseinkommen, den höchsten
Arbeitslosen- und Analphabetenraten.
Gleichzeitig wuchs hier die Bevölkerung
schneller als in jedem anderen Landes-
teil. (Orthodoxe) Serben und (muslimi-
sche) Albaner sind sich aus diesen, aber
vielleicht auch aus kulturellen Gründen
im Wesen fremd geblieben: keine zwei
Völker Jugoslawiens haben sich gegen-
seitig so tief mißtraut, so selten Freund-
schaften und fast nie Ehen miteinander
geschlossen.3

Die Politik der Gewaltlosigkeit im
Zwielicht

Die führende Partei Demokratische Liga
Kosovo (Lidhja Demokratike e Koso-
vës/LDK) will ihr politisches Ziel, die un-
abhängige „Kosova Republika“ mit ge-
waltlosen Mitteln erreichen, nicht zu-
letzt deshalb, weil Waffen in der Region
knapp sind, seit die jugoslawische Ar-

Der Kanzlerkandidat weiß zwar, daß es
„auch um soziale und mentale Innova-
tionen“ geht, aber das bleibt ein Ne-
benthema in seinen Reden und in sei-
nem Regierungsprogramm. Es paßt ein-
fach nicht zum Image des „Modernen“,
zum Freund der Wirtschaft, deren Spit-
zenverbände sich gerade wieder öffent-
lich auf die Seite Helmut Kohls geschla-
gen haben, es paßt nicht zur Aufbruchs-
stimmung und zum Kampf um die
Macht. Und daher müssen wohl andere
die nicht-technologischen und nicht-wa-
renförmigen Innovationen zum Haupt-
thema machen.

Rainer Fischbach

Kosovo vor der 
Katastrophe?

Kosovo1 gilt seit Jahren als einer der ge-
fährlichsten Konfliktherde auf dem süd-
lichen Balkan. Wegen der kontinuierlich
steigenden Spannungen warnten Ex-
perten seit Monaten vor einer Eskalation
und regionalen Ausweitung der Gewalt.
Die Polizeiaktion in West-Kosovo war
schon im Januar von verschiedener Seite
vorausgesagt worden.2

Die 1,8 Millionen Kosovo-Albaner
stellen rund 90% der Bevölkerung des
Gebiets. Seit 1989/90 die in der Verfas-
sung garantierten Autonomierechte der
zu Serbien gehörenden Provinz stark
zurückgestutzt wurden, leugnen die Al-
baner offen die Legitimität der jugosla-
wischen Institutionen und boykottieren
die Wahlen. Sie haben einen Schatten-
staat mit Regierung, Präsidentschaft und
einem parallelen Steuer-, Schul- und

1 „Kosovo“ bezeichnet hier die ehemals autonome
Provinz, die die Albaner „Kosova“, die Serben
„Kosovo und Metohija“ nennen.

2 „Naša borba“, 21.1.1998.

3 Dragomir Pantić, Nacionalna distanca gradjana
Jugoslavije, in: Jugoslavija na kriznoj prekretni-
ci, Beograd 1991, S.168-186.




